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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Berichts
des Ausschusses für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union (21. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und
der FDP

Einvernehmensherstellung von Bundestag und
Bundesregierung zum Beitrittsantrag der Re-
publik Island zur Europäischen Union und zur
Empfehlung der EU-Kommission vom 24. Fe-
bruar 2010 zur Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen

hier: Stellungnahme des Deutschen Bundesta-
ges nach Artikel 23 Absatz 3 GG i. V. m. § 10
des Gesetzes über die Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Deutschem Bundestag
in Angelegenheiten der Europäischen Union

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Diether
Dehm, Alexander Ulrich, Andrej Hunko, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Verhandlungen über die Aufnahme Islands in
die Europäische Union eröffnen

– zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten
Dietmar Nietan, Michael Roth (Heringen), Iris
Gleicke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der SPD

zu der Abgabe einer Regierungserklärung
durch die Bundeskanzlerin zum Europäi-
schen Rat am 25./26. März 2010 in Brüssel

– zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten
Manuel Sarrazin, Viola von Cramon-Taubadel,
Ulrike Höfken, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

zu der Abgabe einer Regierungserklärung
durch die Bundeskanzlerin zum Europäi-
schen Rat am 25./26. März 2010 in Brüssel

– Drucksachen 17/1190, 17/1059, 17/1191, 17/1172,
17/1464 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Michael Stübgen 
Michael Roth (Heringen)
Dr. Stefan Ruppert 
Andrej Konstantin Hunko 
Manuel Sarrazin

Der Ausschuss hat in diese Beschlussempfehlung den
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf
Drucksache 17/260 mit einbezogen. Über diese Vorlage

soll jetzt ebenfalls abschließend beraten werden. Sind
Sie damit einverstanden? – Ich sehe, das ist der Fall.
Dann können wir so verfahren.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. – Auch dazu sehe
ich keinen Widerspruch. Ich eröffne die Aussprache und
erteile als erstem Redner das Wort dem Kollegen
Michael Link für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Michael Link (Heilbronn) (FDP): 
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Mit

dem heutigen Antrag wollen wir Einvernehmen mit der
Bundesregierung über die Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen mit Island herstellen. Die FDP unterstützt
ebenso wie die Bundesregierung das Ziel einer Vollmit-
gliedschaft Islands in der Europäischen Union. Deutsch-
land und die EU haben allergrößtes Interesse an der Un-
terstützung dieses Beitrittsantrags und an dem Gelingen
des Beitrittsprozesses mit Island. Mit Island würde eine
stabile parlamentarische Demokratie der EU beitreten,
die Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschenrechte
garantiert.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Island kann als funktionierende Marktwirtschaft an-
gesehen werden, auch wenn mit der Bankenkrise deut-
lich geworden ist, wohin es führt, wenn wir in einem
Markt keine klaren Aufsichtsregeln haben. Island war
eine funktionierende Marktwirtschaft. Wir sind auch si-
cher, dass es wieder eine funktionierende Marktwirt-
schaft sein wird. Am Beispiel Island kann man aber, wie
gesagt, sehr gut sehen, wohin es führt, wenn keine starke
Finanzmarktaufsicht vorhanden ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In der Öffentlichkeit wird teilweise der Eindruck ver-
mittelt – er ist falsch –, dass es Island nur um den Beitritt
zur Euro-Zone geht, quasi als Rettungsmechanismus.
Natürlich geht es Island auch um den Beitritt zur Euro-
Zone. Aber der Beitritt zur Euro-Zone und der Beitritt
zur Europäischen Union sind und bleiben für uns zweier-
lei Paar Stiefel. Wir reden jetzt über den Beitritt zur Eu-
ropäischen Union. Der Weg zum Beitritt zur Euro-Zone
wird für Island ein sehr viel längerer sein; denn er hängt
– ich glaube, da sind wir uns alle einig – mit der strikten
Einhaltung der Maastricht-Kriterien zusammen. Hier
können wir keine Abstriche machen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber auch die EU kann vom Wissen und den Erfah-
rungen Islands profitieren. Island verfügt im Bereich der
erneuerbaren Energiequellen, auch im Bereich der Fi-
schereiwirtschaft über sehr wichtige Erkenntnisse. Is-
land hat es geschafft, eine nachhaltige Fischereiwirt-
schaft aufzubauen, übrigens ohne öffentliche Beihilfen,
ohne Subventionen aus öffentlichen Kassen. Wir sollten
darauf achten, dass wir Island im Beitrittsprozess nicht
(A)
ohne Not ein überarbeitungsbedürftiges Regime der Eu-
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ropäischen Union an diesem Punkt überstülpen, da
Island mit nachhaltiger Fischerei selbst bereits weiter ist.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Klar muss allerdings auch sein, dass beim kommerziel-
len Walfangverbot keine Abstriche, keine Kompromisse
gemacht werden können. 

Dankbar sind wir auch für das, was Island uns Neues
bringen kann, insbesondere in der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. Island wird an der Nord-
westflanke der Europäischen Union eine ganz wichtige
Bereicherung sein. Wir alle wissen, dass der arktische
Raum in Zukunft an strategischer Bedeutung hinzuge-
winnen wird. Mit Blick auf das, was Island für die
NATO, das atlantische Bündnis, bereits geleistet hat, ist
es selbstverständlich, dass wir diesen Beitrag sehr schät-
zen und uns deshalb freuen würden, wenn wir Island
bald als Mitglied willkommen heißen könnten.

Island ist im Übrigen bereits lange in der EFTA und
im Europäischen Wirtschaftsraum vertreten. Es ist seit
2001 Mitglied des Schengener Abkommens. Insofern
glaube ich – da können wir über die Fraktionsgrenzen
hinweg vermutlich eine Gemeinsamkeit feststellen –:
Island wird mit Sicherheit nicht 10 oder 20 Jahre über
seinen Beitritt verhandeln müssen. Wenn es aber so ist,
dass die Verhandlungen in einem relativ überschaubaren
Zeitraum abgeschlossen werden können, dann muss
auch klar sein, dass die heutige Stellungnahme des Bun-
destages bereits sehr substanziiert sein muss. 

Der relativ kurze Zeitraum von wenigen Jahren für
Beitrittsverhandlungen mit Island, den wir vor uns ha-
ben, erfordert eine umso genauere Begleitung des Pro-
zesses durch den Bundestag von Anfang an. Deshalb ha-
ben wir von den Koalitionsfraktionen uns sehr viel Mühe
gemacht, um in diesem Antrag sehr viele inhaltlich an-
gereicherte Punkte des EU-Ausschusses genauso wie der
mitberatenden Ausschüsse unterzubringen. Ich habe ge-
rade das Thema Walfangverbot erwähnt. Den Prozess,
die Verhandlungen, die die Bundesregierung durchführt,
werden wir sehr genau begleiten. 

Wichtig ist uns als FDP auch, deutlich zu machen,
dass man das isländische Beitrittsgesuch keinesfalls in
den Ruch stellen sollte, es sei lediglich erfolgt, weil Is-
land jetzt in einer Krise ist und deshalb unter den Schirm
der EU möchte. So einfach ist das nicht. Wir wissen,
dass viele Parteien in Island, insbesondere die Sozialde-
mokraten, schon lange für den isländischen Beitritt
kämpfen. 

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Sehr wahr!)

Die Idee des isländischen Beitritts ist also weit mehr als
eine Flucht unter den EU-Rettungsschirm. Sie ist auch
ein Bekenntnis zu gemeinsamen europäischen Werten.
Das respektiert die FDP. Auch deshalb setzen wir uns für
den Beitrittsantrag Islands ein. 

Zu guter Letzt: Wir sollten uns darüber im Klaren
sein, dass, anders als in der Vergangenheit – ich betone
das bewusst für meine Fraktion –, nur und ausschließlich
die strikte Erfüllung der Kopenhagener Kriterien die Vo-
raussetzung für den Beitritt sein kann, also die Beitritts-
fähigkeit des Kandidaten und die Aufnahmefähigkeit der
Europäischen Union. Wir sollten uns davor hüten, zur
Unzeit Zeitpunkte zu nennen oder gar Pakete zu schnü-
ren. Ich glaube, das muss die Lehre aus den großen Er-
weiterungswellen der Vergangenheit sein. Die Beitritte
waren in jedem Einzelfall richtig. Vielleicht hätte man
aber darauf verzichten sollen, früh und zur Unzeit ein
Beitrittsdatum zu nennen, und vielleicht hätte man auch
nicht jedes Paket so schnüren sollen, wie es geschnürt
worden ist. Denn dadurch wird verkannt, welche indivi-
duellen Chancen, aber teilweise auch Risiken und Pro-
bleme jedes neue Mitglied uns in der Union bringt. Wir
sind mehr als ein politischer Klub; wir sind ein Staaten-
verbund. Dementsprechend sollten wir Aufnahmen im
Einzelfall sehr genau prüfen und uns immer die notwen-
dige Zeit dazu nehmen. 

Die FDP unterstützt die Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen mit Island zur Europäischen Union. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Michael Roth von der

SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

gehöre – wie viele andere auch – zu den Leidtragenden
dieses isländischen Vulkans, dessen Namen ich immer
noch nicht auszusprechen vermag. Dennoch sollten wir
vor dem Hintergrund des Ascheregens nicht die falschen
Schlussfolgerungen ziehen und deutlich machen: Wir
freuen uns darauf, Beitrittsverhandlungen mit Island
führen zu können. Wir hoffen, Island baldmöglichst in
der Europäischen Union willkommen heißen zu dürfen.
Wir fänden es gut, wenn der Deutsche Bundestag sich in
diese Beitrittsverhandlungen aktiv einbringen würde. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der FDP – Manuel Sarrazin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Bundes-
regierung!)

Ich kann mich der Kritik meines geschätzten Vorred-
ners an Bundeskanzler Helmut Kohl hinsichtlich der
Nennung eines konkreten Datums nur anschließen; da
haben Sie völlig recht, Herr Kollege Link. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Das 
war 2004, Herr Kollege!)

– Meines Wissens hatte der Bundeskanzler Dr. Helmut
Kohl das Datum 2000 in die Diskussion eingebracht.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: 2007 
war es, und es wurde 2004!)

Herr Schockenhoff, wir sollten hier keine Geschichts-
klitterung beitreiben. 

(Veronika Bellmann [CDU/CSU]: Nachlesen 
hilft!)
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Ich stimme Ihnen auch zu, Herr Kollege Link, wenn
Sie sagen, dass wir die richtigen Schlussfolgerungen aus
den bisherigen Beitrittsverhandlungen ziehen müssen.
Beitrittsverhandlungen sind nicht nur eine Chance für
Island, sondern auch für die Europäische Union und
Deutschland. In den vergangenen Jahren ist es uns nicht
ausreichend gelungen, deutlich zu machen, dass es bei
einem Beitritt zur Europäischen Union nicht vordergrün-
dig um den Binnenmarkt, um den Euro und um ökono-
mische Kriterien geht. Wir sind in erster Linie eine Wer-
tegemeinschaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Wir sind eine politische Union. Insofern lautet meine
Bitte an die isländischen Partner, von Anfang an die is-
ländische Zivilgesellschaft einzubeziehen und deutlich
zu machen, dass es sich um eine Win-win-Situation han-
delt: nicht nur für die Europäische Union, die ein weite-
res Mitgliedsland bekommt, sondern auch für die Bürge-
rinnen und Bürger, für die Zivilgesellschaft. Es geht
nicht allein um Vorteile für die isländische Wirtschaft. 

Denn eine Devise gilt nach wie vor: Kleine Länder
ganz groß. Die Größe eines Landes bemisst sich nicht
vorrangig an der Einwohnerzahl. Länder wie
Luxemburg, die sich immer als Speerspitze der europäi-
schen Integration gesehen haben, haben sich so unend-
lich viele Verdienste um das Projekt der europäischen In-
tegration erworben. Man sollte daher den Isländern Mut
machen und ihnen deutlich sagen: Euer Land ist zwar
klein, was die Einwohnerzahl anbelangt, aber ihr habt,
was euren Beitrag zur Demokratie und zum Parlamenta-
rismus in Europa betrifft, große Verdienste. Bringt die-
sen demokratischen Geist und diesen Mut zur Autono-
mie offensiv ein!

Das sind Werte, auf die die Europäische Union zwin-
gend angewiesen ist. Insofern kann dieses Angebot
durchaus ein Beitrag dazu sein, die vielen, die den Bei-
tritt Islands immer noch ablehnen, zu überzeugen. Wenn
man sich die politische Landschaft in Island ansieht,
muss man feststellen: Die Sozialdemokraten in Island
sind in dieser Hinsicht eine der wenigen rühmlichen
Ausnahmen. Sie konsequent und frühzeitig für den Bei-
tritt eingetreten. Das Fundament derer, die den Beitritt
Islands positiv sehen, muss nach Möglichkeit verbreitert
werden.

(Beifall bei der SPD)

Das ist auch ein Auftrag an uns. Wir dürfen nicht
beim Vertrag von Lissabon stehen bleiben. Ich weiß,
dass das in den vergangenen Jahren für uns alle sehr
schwierig, sehr mühselig und manchmal auch nervig
war. Aber jetzt muss eine Debatte über die Fragen ge-
führt werden: Was für eine Europäische Union wollen
wir eigentlich? Welche sind die richtigen Konsequenzen
aus der Wirtschafts- und Finanzkrise? Wo müssen wir
vor allem in finanz- und wirtschaftspolitischen und in
umweltpolitischen Angelegenheiten noch enger zusam-
menarbeiten? Wo ist ehrliche und wahrhaftige Solidari-
tät gefragt?
Ich bin von der Bundesregierung, insbesondere von
der Bundeskanzlerin und vom Bundesaußenminister,
enttäuscht, weil diese wichtigen europäischen Impulse
„Wo wollen wir hin?“ und „Was ist unser europapoliti-
sches Konzept?“ bislang sträflich vernachlässigt worden
sind. Ich fordere alle dazu auf, diese Diskussion zu füh-
ren. Möglicherweise können die Beitrittsverhandlungen
auch für uns ein Impuls sein, etwas nachzuholen, was
wir sträflich vernachlässigt haben.

(Beifall bei der SPD)

Die Beitrittsverhandlungen sind eine Zweibahn-, keine
Einbahnstraße.

Island wäre eine Bereicherung. Ich möchte das an die-
ser Stelle nur auf einen einzigen Punkt fokussieren: die
Fischereipolitik. Auch dieser Politikbereich ist mühselig
und ärgerlich. Denken wir nur an die Quotendiskussion
innerhalb der Europäischen Union. Aber wenn Island
der Europäischen Union beiträte, wäre Island die größte
Fischereination in der Europäischen Union. Auf diesem
Gebiet können wir von Island eine Menge lernen. Der
Aspekt der Nachhaltigkeit ist ein ganz wesentlicher Be-
standteil der isländischen Fischereipolitik. Insofern soll-
ten wir die isländischen Erfahrungen in die Diskussion
über eine Reform der gemeinsamen Fischereipolitik in
der Europäischen Union einbeziehen. Möglicherweise
kann auch dies dazu beitragen, die Ängste, die gerade
die Fischer in Island vor einem Beitritt zur Europäischen
Union haben, abzubauen.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch einen bundestagsinternen Punkt an-
sprechen, über den wir gestritten haben, bei dem wir also
nicht einer Meinung waren. Die SPD-Bundestagsfrak-
tion hat schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt den An-
trag eingebracht, der Bundesregierung eine Stellung-
nahme mit auf den Weg zu geben. Wir hätten uns
gewünscht, dass schon mit Blick auf den Europäischen
Rat am 25. März dieses Jahres eine parlamentarische Ini-
tiative eingeleitet worden wäre. Ich will mich mit Vor-
würfen zurückhalten. Aber ich meine, dass wir den Nie-
derländern und den Briten, die in Bezug auf die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Island ihre ei-
genen Spielchen getrieben haben, hier in die Hände ge-
spielt haben.

Wir hätten deutlich machen müssen: Der Deutsche
Bundestag ist in der Lage und bereit, trotz sehr enger
Fristen eine Stellungnahme abzugeben. Wir sind selbst-
bewusst, bereit und in der Lage, die Aufgaben und
Pflichten, die uns das Bundesverfassungsgericht im Hin-
blick auf die Umsetzung des Vertrages von Lissabon auf-
getragen hat – hier geht es ja um eine stärkere Beteili-
gung des Deutschen Bundestages –, vollumfänglich zu
erfüllen. Da hätte ich mir von der CDU/CSU, aber auch
von der FDP ein bisschen mehr Engagement und ein bis-
schen mehr Kooperationsbereitschaft gewünscht. Das
sollte kein schlechtes Beispiel sein dafür, welche Rolle
Stellungnahmen spielen. Für mich sind Stellungnahmen
eine zwingende Voraussetzung dafür, Einvernehmen
zwischen Bundesregierung und Bundestag herzustellen. 
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Wir dürfen nicht nur abstrakt darüber reden, wir müs-
sen konkret handeln. Insofern finde ich den Antrag, den
die Koalitionsfraktionen eingebracht haben, in einem
Punkt kleinkariert: Ausgerechnet im Hinblick auf einen
Beitritt Islands eine Diskussion über die Aufnahmefä-
higkeit der Europäischen Union führen zu wollen, das
hätten Sie sich, ehrlich gesagt, sparen können. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: 
Nein, nein, nein!)

Wir begrüßen Beitrittsverhandlungen mit Island, wir
freuen uns darauf, und wir bitten die Bundesregierung,
diese Verhandlungen mit aller Sorgfalt und mit aller
Ernsthaftigkeit, aber auch mit konstruktivem Wohlwol-
len zu begleiten. Die SPD wird aufpassen, ob dieser Weg
so, wie wir es erwarten, beschritten wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Andreas Schockenhoff

von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Die heutige Aussprache ist ein besonderes Ereignis;
denn zum ersten Mal in seiner Geschichte entscheidet
der Deutsche Bundestag darüber, ob mit einem Kandida-
tenland Verhandlungen über einen Beitritt zur Europäi-
schen Union aufgenommen werden. 

Es ist eine Folge des Lissabonner Vertrages, dass Ein-
vernehmen mit dem Deutschen Bundestag erforderlich
ist, ehe die Bundesregierung im Rat der Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen zustimmen kann. Der Deutsche
Bundestag hat damit ein starkes Recht erhalten; er über-
nimmt damit aber auch eine große Verantwortung. 

Es geht in der Frage einer Aufnahme von Beitragsver-
handlungen nicht nur um ein Ja oder ein Noch-nicht, es
geht vor allem darum, dass wir gegenüber dem Kandida-
tenland schon vor Beginn der Verhandlungen unsere Er-
wartungen an den Verhandlungsprozess deutlich zum
Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Die schlechten Erfahrungen, die wir noch heute mit
den verfrühten Beitritten Bulgariens und Rumäniens ma-
chen müssen, sind eine deutliche Ermahnung an uns,
diese Aufgabe anspruchsvoll anzugehen. Wir dürfen
nicht noch einmal in die Situation kommen, dass wir am
Ende nur noch das Verhandlungsergebnis abnicken kön-
nen. 

Wir müssen am Ende der Verhandlungen über den
Beitritt des Kandidaten begründet „Ja“ oder „Jetzt noch
nicht“ sagen können. Um dies begründet sagen zu kön-
nen, müssen wir vor Beginn der Verhandlungen klar for-
mulieren, welches unsere Erwartungen an den Verhand-
lungsprozess sind, vor allem, in welchen Bereichen des
Acquis communautaire der Kandidat noch Anstrengun-
gen unternehmen muss, um beitrittsfähig zu werden. Das
betrifft bei vielen Ländern, die eine EU-Perspektive ha-
ben – Island nehme ich dabei ausdrücklich aus –, Pro-
blemthemen wie Rechtsstaatlichkeit und Bekämpfung
von Korruption und Kriminalität. Wenn wir vor allem in
diesen, aber auch in anderen Fragen vor Beginn von Ver-
handlungen unsere Erwartungen deutlich formulieren,
haben wir eine wichtige Grundlage, um gegenüber dem
Kandidatenland, vor allem aber gegenüber unseren Bür-
gern zu begründen, warum wir am Ende der Verhandlun-
gen für ein Ja oder für ein Jetzt-noch-nicht votieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es wird immer wichtiger, dass wir besser als bisher be-
gründen, warum wir es für richtig, notwendig und ver-
antwortbar halten, ein neues Mitglied aufzunehmen –
oder eben nicht aufzunehmen. 

Das alles erfordert, dass wir uns schon vor dem Be-
ginn von Verhandlungen ein eigenes genaues Bild über
den Stand der Vorbereitungen des Kandidatenlandes ma-
chen. Mit Blick auf den Beitrittsantrag Islands denke ich,
für uns alle sagen zu können: Wir haben dies so sorgfäl-
tig wie möglich getan. Es wurden Anhörungen durchge-
führt, viele Gespräche fanden statt. Einige von uns haben
sich vor Ort, in Island, ein genaues Bild gemacht. Vor
wenigen Tagen – ganz kurz bevor der Vulkan problema-
tisch wurde – 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Kaum waren 
Sie da, und schon ist ein Vulkanausbruch!)

haben der Vorsitzende des EU-Ausschusses der französi-
schen Nationalversammlung, Pierre Lequiller, und ich in
Reykjavík gemeinsame Gespräche mit der Regierung Is-
lands und mit Vertretern der isländischen Zivilgesell-
schaft geführt. 

Dies wurde dort im Übrigen als ein Zeichen einer en-
gen Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den na-
tionalen Parlamenten in europapolitischen Fragen ver-
standen. Ich denke, es gehört auch zur Wahrnehmung
der neuen Rechte, die die nationalen Parlamente durch
den Lissabonner Vertrag erhalten haben, dass wir uns ge-
meinsam mit Parlamentskollegen anderer EU-Länder ein
Bild verschaffen, um darauf aufbauend zu einer gemein-
samen Bewertung zu kommen.

Mein französischer Kollege und ich haben am Ende
der Gespräche in Reykjavík fünf Punkte zum Ausdruck
gebracht:

Erstens. Wir unterstützen das Ziel einer Vollmitglied-
schaft Islands. Wir haben ein Interesse am Gelingen des
Beitrittsprozesses, und wir sagen dies auch und gerade
angesichts von Umfragezahlen, die derzeit nur eine Zu-
stimmung von rund 30 Prozent der isländischen Bevöl-
kerung für einen EU-Beitritt widerspiegeln. Deshalb
hoffe ich, dass die Zustimmung zur EU nach Beantwor-
tung der Fragen im Zusammenhang mit Icesave wieder
deutlich zunimmt.
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Denn – das ist unser zweiter Punkt –: Ein Beitritt Is-
lands wäre für die EU ein Gewinn. Mit Island würde nicht
nur eine stabile parlamentarische Demokratie beitreten,
die Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschenrechte
garantiert, sondern die EU könnte auch – das haben die
Vorredner schon gesagt – von Islands Wissen auf dem
Gebiet der erneuerbaren Energien profitieren. Nicht zu-
letzt ist Island für die EU von strategischem Interesse als
Tor zur Arktis mit Blick auf Rohstoffe und Energiever-
sorgung. Die Bedeutung des Nordatlantiks wird in den
kommenden Jahren weiter wachsen. Deshalb sollte die
EU in diesem Gebiet direkt präsent sein. Island ist also
für uns strategisch wichtig.

Drittens. Allerdings erwarten wir, dass Island bei ei-
nem Beitritt die politischen und wirtschaftlichen Krite-
rien umfassend erfüllt. Das betrifft insbesondere – auch
das ist schon gesagt worden – die Überwindung der Fi-
nanzkrise. Wir wissen, dass die weitere Haushaltskonso-
lidierung und die Gewährleistung tragfähiger öffentli-
cher Finanzen besondere Herausforderungen darstellen.
Diese Anstrengungen müssen aber konsequent fortge-
setzt werden, um Vertrauen wiederherzustellen und eine
strikte Einhaltung der Kopenhagener Kriterien sicherzu-
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Übrigens haben uns unsere isländischen Gesprächs-
partner gesagt, dass sie für die angestrebte Einführung
des Euro selbst eine Zeitperspektive von rund zehn und
mehr Jahren sehen. Ich erwähne das, um deutlich zu ma-
chen, dass es hierzu in Island keinerlei unrealistische
Perspektiven und Erwartungen gibt.

Sichergestellt werden müssen auch das kommerzielle
Wahlfangverbot und eine Einigung bei den Fischereifra-
gen. Diese Fischereifragen seien so schwierig, wurde
uns von isländischer Seite gesagt, dass sie kaum inner-
halb von 12 bis 18 Monaten beantwortet werden könn-
ten. Ein Beitritt wird eher im Jahre 2014 als früher er-
folgen, wenn er die Zustimmung der isländischen
Bevölkerung findet.

Viertens. Wir erwarten, dass Island nicht nur aus fi-
nanziellen Gründen unter das Dach der EU kommen
möchte. Neben der Erfüllung der vertraglich vereinbar-
ten Beitrittskriterien ist es für uns wichtig, dass Island
die Grundidee einer immer tieferen Integration mitträgt. 

Wie weit Island dazu bereit ist, kann nicht anhand der
Wirtschaftskriterien oder durch Gesetzestexte geklärt
werden. Das müssen wir durch den Kontakt zu den
Partnern in Regierung, Parlament und Zivilgesellschaft
herausspüren. Deshalb wird die Beurteilung der Inte-
grationsbereitschaft Islands eine unserer wichtigsten und
schwierigsten Aufgaben bei der Begleitung des Verhand-
lungsprozesses sein. Wir haben auch schon die Erfah-
rung gemacht, dass ein Land Mitglied der Europäischen
Union werden wollte, um anschließend die weitere Inte-
gration eher zu behindern als zu befördern. Auch das
müssen wir bei der Beurteilung künftiger Beitrittsgesu-
che berücksichtigen.

Fünftens haben mein französischer Kollege und ich in
Island in einer gemeinsamen Presseerklärung zum Aus-
druck gebracht, dass wir vom Europäischen Rat die
schnellstmögliche Entscheidung über die Eröffnung von
Beitrittsverhandlungen erwarten. Durch die offenen Fra-
gen hinsichtlich des Icesave-Abkommens darf eine sol-
che Entscheidung nicht noch länger verzögert werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion spricht sich aus den genannten
Gründen für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
mit Island aus.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Andrej Hunko von der

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Konstantin Hunko (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir nei-

gen dazu, die Vorgänge in Island zu unterschätzen. Ich
rede nicht nur von dem Vulkan Eyjafjalla, dessen Asche-
wolke wir gerade in ganz Europa zu spüren bekamen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN und
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei
Abgeordneten der SPD – Franz Thönnes
[SPD]: Jökull!)

– Jökull ist der Gletscher. Eyjafjalla ist der Vulkan.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Experten unter 
sich! – Iris Gleicke [SPD]: Reisen bildet!)

Auch die Wellen der gesellschaftlichen Ereignisse in-
folge der Finanzkrise sind hier zu spüren. Die Tatsache,
dass wir heute über die Aufnahme von Verhandlungen
über einen Beitritt Islands zur Europäischen Union dis-
kutieren, ist auch eine Folge der sozialen Unruhen des
Winters 2008/2009, der sogenannten Kochtopfrevolu-
tion. Sie fegte die konservativ geführte Regierung unter
Geir Haarde weg und brachte zum ersten Mal in Island
eine sozialdemokratisch-linksgrüne Koalition an die Re-
gierung. Diese Regierung stellte im Juli vergangenen
Jahres ein Beitrittsgesuch zur Europäischen Union.
Selbstverständlich unterstützen wir als Linke die Auf-
nahme der Beitrittsverhandlungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Interesse an Island ist aber auch deshalb so groß,
weil sich hier die Entwicklungen der letzten beiden Jahr-
zehnte besonders konzentrierten. Nach Jahren der Priva-
tisierung, der Deregulierung und des Aufbaus eines gi-
gantischen Spekulationssystems brach der isländische
Bankensektor im Herbst 2008 komplett zusammen. Ge-
nau wie hier und in anderen europäischen Ländern soll
die Bevölkerung die Zeche für die Party der Reichen be-
zahlen. Der Unterschied ist allerdings, dass Island als äl-
teste Demokratie Europas über eine höhere demokrati-
sche Kultur verfügt: Am 6. März lehnten 94 Prozent der
Isländerinnen und Isländer die Übernahme der Icesave-
Schulden, der Schulden einer privaten Internetbank, ab. 

(Beifall bei der LINKEN)
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Ich kann dem isländischen Präsidenten Olafur
Grimsson nur zustimmen, der dazu sagte:

Wenn Demokratie und Finanzmärkte in Wider-
spruch zueinander geraten, muss man sich für die
Demokratie entscheiden.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Stübgen
[CDU/CSU]: Das Gesetz haben doch die Lin-
ken vorgelegt!)

Vor wenigen Tagen ist in Island ein umfangreicher
Untersuchungsbericht über den Finanzkollaps erschie-
nen, der im Land für sehr viel Aufsehen gesorgt hat. Auf
2 383 Seiten werden die Verantwortlichen des neolibera-
len Umbaus, der schließlich zum Zusammenbruch
führte, und die unheilvolle Verquickung von Finanzkon-
zernen und Politik detailliert benannt. 

Wer hier meint, das alles gehe ihn nichts an, dem sage
ich: „De te fabula narratur“ – von dir ist hier die Rede;
denn diese Verquickung gibt es genauso auch in
Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wünsche mir, dass das auch hier einmal so transpa-
rent aufgearbeitet würde wie in Island. 

(Beifall bei der LINKEN)

Island hat im Juli 2009 den Antrag zur Aufnahme in
die EU gestellt. Die isländische Regierung hatte die
Hoffnung, dass der Europäische Rat noch im Dezember
unter schwedischer Ratspräsidentschaft über die Auf-
nahme von Gesprächen entscheidet. Im Februar 2010 hat
die Europäische Kommission schließlich die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen empfohlen. Leider wurden
die Beitrittsgespräche von der niederländischen und bri-
tischen Regierung verzögert, um Island in der Icesave-
Frage unter Druck zu setzen.

Es ist gut, dass die Mitwirkungsrechte des Bundesta-
ges unter anderem durch unsere Klage beim Bundesver-
fassungsgericht in dieser Frage gestärkt wurden.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Roth [He-
ringen] [SPD]: Das ist jetzt Geschichtsklitte-
rung!)

Aber es wäre möglich gewesen, das Einvernehmen mit
dem Bundestag schon vor dem Ratsgipfel Ende März
herzustellen. Das war offensichtlich von der Bundesre-
gierung nicht gewollt. Jetzt geht es darum, dass sich die
Bundesregierung wenigstens für die Zustimmung zur Er-
öffnung der Beitrittsgespräche auf dem Gipfel des Euro-
päischen Rates am 17./18. Juni einsetzt.

Eine Forderung der Europäischen Kommission an Is-
land in dem Bericht vom Februar ist, den freien Kapital-
verkehr wiederherzustellen. Wörtlich heißt es im Kom-
missionsbericht:

Derzeit unterliegen Finanzgeschäfte zwischen Is-
land und dem Ausland umfassenden Devisenkon-
trollen. … Hier muss Island durch Liberalisierungs-
maßnahmen die Vereinbarkeit mit dem Grundsatz
des freien Kapitalverkehrs gewährleisten.
Die Kapitalsverkehrskontrollen der isländischen Re-
gierung waren die richtige Reaktion auf den Zusammen-
bruch der Finanzmärkte, 

(Beifall bei der LINKEN)

wie auch der Internationale Währungsfonds, IWF, er-
kannte. Sie waren mit dem IWF abgesprochen, der Is-
land Kredite gewährte. Der IWF ist zu Recht umstritten,
weil er häufig Staaten neoliberale Strukturanpassungs-
programme aufgezwungen hat. Aber immerhin ermögli-
chen die Statuten des IWF Kapitalverkehrskontrollen,
während der Lissabonner Vertrag diese verbietet. Die
EU ist hier neoliberaler und marktradikaler als der IWF.
Es kann doch nicht sein, dass Island im Zuge der Bei-
trittsverhandlungen gezwungen wird, den Zustand von
vor der Krise wiederherzustellen. Hier sind dringend
entsprechende Änderungen am Lissabonner Vertrag ein-
zuleiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiterer Punkt im Zusammenhang mit dem Bei-
tritt Islands ist der Zugang zur Arktis; dies ist eben auch
von Herrn Schockenhoff angesprochen worden. In der
Arktis liegen die größten bisher nicht erschlossenen
Rohstoffvorkommen. Bislang war die EU hier weitge-
hend abwesend vom sogenannten großen Spiel. Islands
Mitgliedschaft im Arktischen Rat und seine geostrategi-
sche Lage würden der EU ermöglichen, am Run auf
diese letzten Rohstoffvorkommen teilzunehmen. Im De-
zember 2009 wurden im Rat der Europäischen Union für
Auswärtige Angelegenheiten die Schlussfolgerungen zur
Arktis beschlossen. Dort ist die Rede von „den neuen
Möglichkeiten, die sich im Zusammenhang mit dem
Schmelzen des Meereises und den sonstigen Auswirkun-
gen des Klimawandels für den Verkehr, die Gewinnung
natürlicher Ressourcen und sonstige unternehmerische
Tätigkeiten ergeben“.

Das ist doch an Zynismus nicht mehr zu überbieten.

(Beifall bei der LINKEN)

Anstatt alles Menschenmögliche in Bewegung zu setzen,
um den Klimawandel zu stoppen, ist hier von den unter-
nehmerischen Möglichkeiten, die sich hieraus ergeben,
die Rede. Statt solcher Spekulationen sollten endlich der
Ausstieg aus der fossilen Energieversorgung eingeleitet
und die vollständige Energiewende durchgesetzt werden.

(Beifall bei der LINKEN – Manuel Sarrazin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fangen Sie in
Brandenburg damit an!)

Im Hinblick auf die Arktis wollen wir keinen imperialen
Wettlauf um die Region. Hier wäre analog zur Antarktis
ein Moratorium zur Ressourcenausbeutung die beste Re-
gelung.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss.
Die Linke spricht sich für die Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen mit Island aus. Wir fordern die Trennung
der Beitrittsgespräche von der Frage der Icesave-Schul-
den. In mancher Hinsicht, etwa beim Walfang, muss sich
Island ändern. Vor allem muss sich aber die EU ändern,



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 37. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. April 2010 3521

(A) (C)

(D)(B)
Andrej Konstantin Hunko

etwa in der Frage der Kapitalverkehrskontrollen. Eine
imperiale Verwendung Islands für einen Wettlauf um die
Arktis lehnen wir ab. Wir begrüßen es, dass am Ende in
Island der Souverän über den Beitritt entscheidet, die is-
ländische Bevölkerung.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat jetzt der Kollege Manuel Sarrazin von

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann

leider den Namen des Vulkans nicht aussprechen. Ich
kann Ihnen aber unsere Anteilnahme dadurch versi-
chern, dass die Grünen ihren Länderrat am Sonntag in
Köln in der Vulkanhalle durchführen. Vielleicht ist das
immerhin ein Zeichen der Anteilnahme an diesem Ereig-
nis.

Herr Hunko und auch die anderen Vorredner haben
schon die besondere Bedeutung dieser Debatte darge-
stellt. Zum ersten Mal wird das Einvernehmen nach § 10
des EUZBBG zur Anwendung kommen. Sie haben
recht, wenn Sie davon sprechen, dass wir als Bundestag
eine besondere Verantwortung tragen, wenn wir die Vor-
beitrittsverhandlungsprozesse und auch die Verhand-
lungsprozesse begleiten. Dadurch, dass wir uns jetzt ein
Bild machen, uns einmischen und am Ende des Prozes-
ses den Wählerinnen und Wählern in Deutschland sagen
können, dass wir uns von Anfang an damit auseinander-
gesetzt haben, entstehen Chancen, die für beide Seiten
gut sind: Einerseits erreichen wir ein größeres Verständ-
nis für Erweiterungen. Andererseits wissen vielleicht die
beitretenden Partner, was uns wichtig ist. – Ich begrüße
deswegen, dass alle Fraktionen hier Anträge eingebracht
haben, und ich begrüße es auch, dass diese Debatte statt-
findet. Ich glaube, das ist ein wichtiges Signal in dieses
Haus und in die Öffentlichkeit.

Wir Grünen glauben weiterhin an die positive Kraft,
die sowohl politisch als auch im konstruktiv-strategi-
schen Sinne von Erweiterungen ausgeht. Wir sind wei-
terhin davon überzeugt, dass der Erweiterungsprozess
fortgehen muss. Das heißt nicht, dass wir nicht auch
Dinge in der Vergangenheit anders bewerten. Wir halten
die Kopenhagener Kriterien für wichtiger denn je. Wir
denken auch, dass das verfrühte politische Setzen von
Beitrittsdaten kein kluger Schachzug ist, ganz egal, wel-
che konkreten Interessen jeweils einzelne Partner dazu
bewegen könnten, zu sagen, ein bestimmter Partner solle
schneller oder besonders berücksichtigt werden. Wir
denken auch, dass bilaterale Konflikte, die plötzlich zu
Vetogründen erhoben werden, nicht europäisiert werden
dürfen. Ein solcher Konflikt hat auch bei Island eine
Rolle gespielt, was von Herrn Hunko, von Herrn Roth
und auch von Herrn Schockenhoff – Stichwort Icesave –
erwähnt wurde. Es darf auch keine Erweiterung erster
und zweiter Klasse geben. Jedes Land ist an den Kopen-
hagener Kriterien zu messen und nicht daran, ob man
ihm näher oder ferner steht.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP)

Dabei sind natürlich besondere Fortschritte, die schon
vorhanden sind, zu bewerten.

Wir freuen uns, dass sich Island auf den Weg gemacht
hat. Island ist gut für die EU. Island ist in vielen Berei-
chen vorbildlich und kann uns ein Beispiel geben. Der
Beitritt Islands wäre im deutschen Interesse, weil der
Beitritt eine Stärkung der Zusammenarbeit der Ostseean-
rainerländer und der nördlichen Länder in der EU bedeu-
ten würde. Das sind Bereiche, die für Deutschland von
strategischem Interesse sind. Darüber hinaus hat Island
in kultureller Hinsicht eine lange Verbindung gerade
auch zu Deutschland. Wenn Island beitreten will, dann
sind die Türen offen. Dieses Signal geht von allen Frak-
tionen dieses Hauses aus. Der Beitritt ist aber auch im is-
ländischen Interesse; denn in der Europäischen Union
können auch relativ kleine Mitgliedsländer eine ver-
gleichsweise große Bedeutung erreichen, wenn sie aktiv
und besonders integrationsfreundlich agieren. Das Bei-
spiel Luxemburgs ist oft genannt worden, und das ist si-
cherlich richtig.

Es ist daher richtig, dass wir in unserem Antrag die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen ohne Vorbedin-
gungen unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE])

Wir formulieren Maßgaben für den Weg; aber diese
Maßgaben sind keine Vorbedingungen für die Aufnahme
von Verhandlungen.

Das Thema Walfang ist wichtig. Zugeständnisse oder
Übergangsfristen zum Stand des Acquis halten wir für
nicht akzeptabel. In der Europäischen Union ist vor allem
durch die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie ein hohes
Schutzniveau für Wale eingeführt worden. Daran darf
nicht gerüttelt werden. Die Wiederaufnahme des Wal-
fangs im Jahr 2003 ist aus meiner Sicht weder ökono-
misch noch aus anderen Gründen gerechtfertigt. Deswe-
gen sollte es der isländischen Seite nicht so schwerfallen,
sich auf den Acquis zuzubewegen.

Zur Fischerei wurde viel Richtiges gesagt. Die oberste
Priorität muss auf der Nachhaltigkeit der isländischen Fi-
schereiwirtschaft und der Erhaltung des Fischbestandes
liegen. Diese Priorität muss aber auch für die gemein-
same Fischereipolitik der Europäischen Union gelten.
Alle isländischen Rechtsnormen, die jetzt schon diesem
Ziel dienen, sollten in die Verhandlungen über die Re-
form der gemeinsamen Fischereipolitik einbezogen wer-
den.

Zum Finanzmarkt. Sie haben recht, Herr Hunko: Is-
land braucht eine stabilitätsorientierte Neuausrichtung
des Finanzmarkts. Das ist eine Maßgabe, die wir für beide
Seiten formulieren wollen, für die isländische Seite und
für die Europäische Union. Ich denke, der Grundsatz der
Kapitalverkehrsfreiheit, der in den Verträgen im Primär-
recht festgelegt ist, ist wichtig und richtig, aber er darf
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nicht dazu führen, dass die Fehler, die Island einmal ge-
macht hat, wiederholt werden.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Nicht nur Is-
land!)

– Nicht nur Island, auch das ist richtig.

Was mir wichtig ist – das sage ich an die Adresse des
Auswärtigen Amts, dessen Vertreter nicht mehr da sein
kann; er musste rechtzeitig den Flieger nach Brüssel er-
wischen, was auch in Ordnung ist –: Das politische Si-
gnal auf dem Juni-Gipfel ist noch nicht gesichert. Wir
haben gestern im Ausschuss die Information bekommen,
dass es keinen neuen Sachstand bezüglich der Frage
gibt, ob die Verhandlungseröffnung auf dem Rat ein
Thema sein wird. Wir sollten gemeinsam unsere Bun-
desregierung dazu auffordern, ihren Teil dazu beizutra-
gen, dass die Verhandlungen eröffnet werden, damit wir
im Juni einen Beschluss fassen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Verzögerungen, die stattgefunden haben, sind Ge-
schichte. Man kann das so oder so bewerten. Jetzt geht
es darum, ein positives Signal zu senden.

Wir Grüne wollen Verhandlungen mit dem Ziel des er-
folgreichen Beitritts. Die Aufnahme von Verhandlungen
ist für uns ganz klar mit dem Ziel des Beitritts verbunden.
Auch die isländische Politik muss das Signal aussenden,
dass sie am Ende den Beitritt möchte. Das Voranschreiten
in den Verhandlungen ist jetzt besonders wichtig, damit
wir, um in einem Bild der letzten Tage zu sprechen, weg-
kommen vom Sichtflug – Ratsgipfel – und hinkommen
zum Instrumentenflug – Eröffnung von Kapiteln, Bench-
marks, Closure Benchmarks und Schließung von Kapi-
teln –, damit Island rechtzeitig Mitglied der Europäischen
Union wird und nicht noch länger – wie wir letzte Woche
am Flughafen – warten muss, obwohl es schon mehr ma-
chen möchte.

Danke sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Michael Link [Heilbronn] [FDP])

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Stefan Ruppert von

der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ein Wort vorweg zum Verfahren, das hier zumindest
von dem Vertreter der Linken und dem der SPD ange-
sprochen worden ist: Man stelle sich einmal vor, was
passiert wäre, wenn in einem beschleunigten Verfahren
die neuen Mitwirkungsrechte des Bundestags nicht so
ernst genommen worden wären, wie wir es in diesem
Fall getan haben. Wir wären kritisiert worden, etwas
durchpeitschen zu wollen und die neu erworbenen
Rechte nicht ausreichend ernst zu nehmen. Insofern bin
ich froh, dass der Kollege Sarrazin gesagt hat, dieser
Punkt gehöre eher der Vergangenheit als der aktuellen
politischen Debatte an.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Kollege Ruppert, erlauben Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Sarrazin von Bündnis 90/Die Grü-
nen?

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Gerne, ja. – Gerade habe ich ihn noch gelobt.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, wir hätten Ihnen nicht vorgeworfen, es

durchzupeitschen, weil wir ebenso wie die Koalitions-
fraktionen der Erstansetzung der Voten der mitberaten-
den Ausschüsse am Tag vor der Zusammenkunft des
Rats zugestimmt haben; insofern hätten wir dieses Ver-
fahren ganz in Ordnung gefunden. Als Frage formuliert:
Sehen Sie das auch so?

Dr. Stefan Ruppert (FDP):
Herr Kollege Sarrazin, Sie wissen, dass es durchaus

Wünsche der einzelnen Ausschüsse gab, ausführlich zu
beraten. Wenn der Ausschuss für die Angelegenheiten
der Europäischen Union gesagt hätte: „Beeilt euch bitte
ein bisschen; es muss schneller gehen“, dann hätte es si-
cherlich den von mir hier beschriebenen Reflex gegeben,
man lasse sich nicht drängen, sondern müsse die Sachen
sorgfältig und in aller Ruhe beraten. Wie man es auch
macht, im Ergebnis kann man es Ihnen doch nicht recht
machen. Ich will diese Unterschiede aber gar nicht zu
sehr betonen; schließlich sind wir uns im Ergebnis einig,
und das finde ich sehr erfreulich.

Island ist eine uralte und stabile parlamentarische De-
mokratie. Rechtsstaatlichkeit und die Achtung von Men-
schenrechten sind dort seit langer Zeit fest verankert.
Man sieht, wie sehr es den Zusammenhalt, die Architek-
tur einer Gesellschaft erschüttert, wenn ein so kleines
Land eine solche Finanzkrise erlebt. Mir ist wichtig, dass
wir als deutsches Parlament hier klar sagen: Wir stehen
diesem Prozess positiv gegenüber. Wir sehen die Sorgen
und Nöte des isländischen Volkes. – Wir können nämlich
viel von ihm lernen; das wurde hier schon mehrfach ge-
sagt. Ich hätte gern eine Fischereiwirtschaft in der Euro-
päischen Union, die so auf ökonomischen Sachverstand
und ökologische Nachhaltigkeit setzt, die ohne Subven-
tionen auskommt und insofern Vorbild für uns ist. Ich
hoffe nicht, dass wir die Isländer mit den Segnungen un-
serer Fischereipolitik überziehen.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das hört 
sich doch schon mal gut an!)

Die Banken- und Finanzkrise hat dieses Land, wie ge-
sagt, nachhaltig erschüttert; aber Island wird diese Krise
bewältigen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Es ist klar, dass dieses Land mit seinem gegenwärtigen
hohen Haushaltsdefizit die Konvergenzkriterien der
Euro-Zone im Moment nicht erfüllt. Doch die Regierung
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in Reykjavik hat wichtige finanzpolitische Maßnahmen
ergriffen, um die immense Staatsverschuldung zu senken
und die Konjunktur wieder anzukurbeln. Ich bin deshalb
vorsichtig optimistisch. Dies ist eine Einschätzung, die
auch der Chef des Internationalen Währungsfonds teilt.
Wir dürfen dieses Beitrittsgesuch nicht auf wirtschafts-
politische Fragen reduzieren. Die Kopenhagener Krite-
rien müssen vollständig erfüllt werden. Das haben wir in
unserem Antrag deutlich gemacht. Fischerei, Landwirt-
schaft, Walfang und Finanzkontrolle in Island waren be-
reits in der Vergangenheit Bereiche, über die ernsthaft
verhandelt werden musste. Gerade was die Finanzkon-
trolle angeht, kann es nicht sein, dass eine zu laxe Fi-
nanzmarktaufsicht dazu führt, dass sich Krisen gegebe-
nenfalls wiederholen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Auch der Beitritt zur EU kann kein Selbstläufer sein; viel-
mehr müssen die Konvergenzkriterien nachhaltig erfüllt
werden. Eine langfristige Einhaltung des EU-Stabilitäts-
paktes muss gewährleistet werden. Das sind die Lehren,
die wir aus aktuellen Krisen zu ziehen haben.

Wir ermutigen die isländische Regierung, den Dialog
mit Großbritannien und den Niederlanden fortzuführen,
um einen fairen Interessenausgleich auch in der Icesave-
Problematik zu finden. Island ist sehr wohl bereit – das
kommt in der deutschen Öffentlichkeit nicht immer an –,
die angelaufenen Schulden zurückzuzahlen. Es geht da-
bei nur um die Konditionen. Wir wünschen uns, dass die
niederländischen und britischen Partner dies auch würdi-
gen und man sich bald auf einen fairen Interessenaus-
gleich einigen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Am Ende sei gesagt: Wir begrüßen das Beitrittsge-
such der Isländer. Wer dort war, spürt, dass dieses Land
zur Wertegemeinschaft der Europäischen Union gehört.
Es ist eine Bereicherung. Es ist ein Land in einer Krise;
aber es wird aus dieser Krise herauskommen. Ich glaube,
am Ende steht ein positives Ergebnis. Als Liberale wäre
uns das eine große Freude. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Franz Thönnes von der

SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Franz Thönnes (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach dieser Erup-
tion, die wir in der letzten Woche am Eyjafjallajökull

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

in Island erlebt haben, weiß jeder – auch der, der diesen
Namen nicht aussprechen kann –, wo dieses Land liegt.
Wir alle haben gemerkt, wie stark wir doch von der Na-
tur abhängig sind, wie sie unsere Zivilisation beeinflus-
sen und welche Folgen das haben kann. 
Rechtzeitig vor der heutigen Debatte hat der Vulkan
seine Aktivitäten etwas eingestellt, damit wir wohlge-
sonnener werden. Aber eine Eruption ist geblieben – die
ist immer noch da –, nämlich die Eruption, die ein unge-
zügelter Finanzkapitalismus in Island in der westlichen
Welt, ja nahezu in allen Ländern dieser Erde hervorgeru-
fen hat. Diese Betroffenheit macht deutlich, was durch
ungezügelte Finanzmärkte passieren kann. Deshalb ist es
notwendig, aus der Geschichte, in die Island hineingera-
ten ist, den Schluss zu ziehen: Eine Finanzpolitik, die
nur auf Zaster und Zinsen, Rendite und Reibach ausge-
richtet ist, kann ganze Länder in den Abgrund führen
und zerstört Gesellschaften. Das darf nie wieder passie-
ren.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Manuel 
Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen daher eine klare Politik, die hier zügelt,
die hier regelt, die auch diesen Teil der freien Wirtschaft
ein Stück weit an die Leine legt. Das ist eine Herausfor-
derung für diese Bundesregierung, aber auch für die Ent-
scheidungen auf europäischer Ebene, die zu treffen sind. 

Der europäische Gedanke in Island ist nicht erst in der
oder durch die Krise entstanden. Island ist uns schon viel
länger verbunden. Halldor Laxness, der isländische Lite-
raturnobelpreisträger, der morgen 108 Jahre alt gewor-
den wäre, sagte einmal: 

Was die Menschen trennt, ist gering, gemessen an
dem, was sie einen könnte.

2 344 Kilometer trennen den Deutschen Bundestag vom
isländischen Parlament, vom Althing. Dazwischen lie-
gen ein breites Meer und unterschiedliche Auffassungen.
Es gibt unterschiedliche Auffassungen, wie man mit den
schützenswerten Walen umgeht. Es gibt in Island aber
auch eine andere Fischereipolitik, von der die Europäi-
sche Union meines Erachtens nach etwas lernen könnte;
sie ist dort nämlich schon seit langem ökologisch und
nachhaltig orientiert. Es gibt dort eine Nutzung regene-
rativer Energien für die Energieversorgung von nahezu
100 Prozent. Es gibt dort auch eine Tradition der Demo-
kratie, die im Jahr 930 in Thingvellir begonnen hat und
die auf ihrer Wegstrecke – ich sage das auch für die jun-
gen Frauen, die heute im Rahmen des Girls’ Day zu Gast
bei der SPD-Fraktion sind – seit 1915 das Frauenwahl-
recht hat. 

(Beifall bei der SPD)

Was uns in Europa eint, das ist, dass Island zur euro-
päischen Familie gehört. Die langjährige Mitgliedschaft
in vielen Gremien ist von meinen Vorrednern schon ge-
nannt worden. Die nahezu vollständige Übernahme vie-
ler europäischer Regelungen in Island ist allgemein be-
kannt. Island ist Gründungsmitglied der NATO, aktiver
Mitstreiter bei der OSZE, arbeitet mit uns im Polizei-
und Justizbereich zusammen und ist, gerade was Demo-
kratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit angeht,
ein Vorbild. Island ist aber auch bei der Sozialstaatlich-
keit ein Vorbild. Island kann Motor für ein soziales
Europa werden. Die Gewerkschaften in Island haben
2008 auf ihrem Kongress mit einer Mehrheit von 290 zu
6 Stimmen beschlossen, Mitglied in der EU werden zu
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wollen und auch den Euro einzuführen; denn sie wissen,
dass nur in einem gemeinsamen Markt soziale Sicherheit
gestaltet werden kann. 

Ich sage Ihnen eines: Europa wird wirklich nur sein,
wenn es auch ein soziales Europa ist.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ebenso wichtig, auch auf die tausendjährigen kul-
turellen Beziehungen hinzuweisen. Die ersten Bischöfe
Islands haben ihre Ausbildung vor gut 1 000 Jahren im
Bistum Bremen erhalten. Das, was uns bis heute kultu-
rell miteinander verbindet, ist das große Interesse der Is-
länder an der germanischen Sprache und ist das große
Interesse der Deutschen an der Edda und den Sagas. Im
nächsten Jahr wird Island das Gastland auf der Frankfur-
ter Buchmesse sein. Dort werden die engen kulturellen
Bindungen nochmals deutlich. 

Die Perspektiven sind gut – sie sind bereits genannt
worden –: Wir müssen die arktische Region nachhaltig
und erhaltend gestalten und dürfen nicht nur allein öko-
nomische Prinzipien herrschen lassen. Auch über außen-
und sicherheitspolitische Fragen muss gemeinsam disku-
tiert werden. Das soziale Europa – ich habe es gesagt –
bekäme durch einen Beitritt Islands einen Schub. 

Deutschland ist aus isländischer Sicht ein guter und
verlässlicher Partner. Man fand es sehr sensibel – das
habe ich in Island erfahren können –, wie Deutschland in
der internationalen Finanzkrise gehandelt hat. Island ist
von uns nicht, wie in Großbritannien unter Bezugnahme
auf ein Anti-Terror-Gesetz, zu Zahlungen verpflichtet
worden. Nein, wir sind hier anders vorgegangen. Was
man bei Island beachten und verstehen muss, ist, dass Is-
land erst seit 1944 eine freie Republik ist. Man muss also
auch das Selbstbewusstsein respektieren und die Men-
schen so annehmen, wie sie sind. Ich glaube, für uns in
Deutschland ist es gut, wenn Island in die Familie der
europäischen Mitgliedstaaten aufgenommen wird und
wir dann gemeinsam eine werteorientierte Außenpolitik
betreiben, auf die so oft hingewiesen wird. 

Man muss einmal die Frage stellen: Was ist hierbei
die Schlussfolgerung? Die Schlussfolgerung ist: Märkte
brauchen Regeln. Sozialstaatlichkeit hält die Gesell-
schaft zusammen. Freiheit kann nur dann entstehen,
wenn aus guter Arbeit auch gutes Einkommen erwächst.
Bildung muss frei und für alle zugänglich sein, egal aus
welchem Elternhaus man kommt. Der Zugang zu Bil-
dung darf nicht vom Einkommen der Eltern, von der
Ethnie oder von der Rasse abhängen. Hier kann man
sehr viel von Island lernen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Stefan 
Liebich [DIE LINKE])

Wie die anderen Kolleginnen und Kollegen will auch
ich mit einem Appell an Sie schließen. Da die Zustim-
mung zu einem Beitritt Islands auf der Wegstrecke der
offenen Entscheidungsphase in der Europäischen Union
abgenommen hat, müssen wir Mut machen und über die
Europa-Union helfen, damit wir bald zu einer mehrheit-
lichen positiven Einschätzung des EU-Beitritts in der is-
ländischen Gesellschaft kommen; denn so darf es nicht
weitergehen. Dabei müssen auch die Kontakte der Par-
teien und Fraktionen hier in diesem Haus mit denen aus
dem isländischen Parlament verbessert werden. Man
wundert sich, warum die eine oder andere Partei in Is-
land gegen einen Beitritt ist. Ich will daher mit einem Zi-
tat aus der Edda von Snorri Sturluson aus dem 13. Jahr-
hundert – ein alter Skalde – schließen: „Hast du einen
Freund, dem du fest vertraust, geh oft, ihn aufzusuchen,
denn Gesträuch wächst und starkes Gras auf dem Weg,
den kein Wanderer geht.“ – Deswegen ist es wichtig, als
Parlamentarier gerade in diesen Fragen in Kontakt zu
treten und die Kontakte auszubauen. 

Abschließend will ich die Bundesregierung auffor-
dern, im Europäischen Rat Motor dafür zu sein, dass die
Verhandlungen schnell aufgenommen werden können
und dass Island nicht mehr nur zur europäischen Familie
gehört, sondern baldmöglichst Vollmitglied in der Euro-
päischen Union ist. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Thomas Silberhorn

von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Auch wenn wir heute darüber reden, so ent-
scheiden wir doch nicht über die Aufnahme Islands in
die Europäische Union. Wir entscheiden aber sehr wohl
über die Aufnahme von Verhandlungen über einen Bei-
tritt. Das ist eine echte Premiere. Bisher waren wir erst
nach Abschluss der Verhandlungen beteiligt und durften
Beitrittsakten zustimmen, an deren Verhandlungen wir
nicht beteiligt waren und deren Ergebnis wir nicht än-
dern konnten. Jetzt sind wir erstmals vor Beginn der Ver-
handlungen beteiligt. Noch bevor die Bundesregierung
im Europäischen Rat der Aufnahme von Verhandlungen
zustimmt, muss der Bundestag um Einvernehmen gebe-
ten werden. Das wollen wir heute im Sinne einer Auf-
nahme der Verhandlungen erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es zeigt sich, dass unsere Begleitgesetzgebung zum
Vertrag von Lissabon, die wir im letzten Jahr beschlos-
sen haben, wirkt. Ich will der historischen Wahrheit Ge-
nüge tun und betonen, dass diese Initiative einst von der
CDU/CSU ausgegangen ist. Wir haben bereits zwei Le-
gislaturperioden zuvor, nämlich im Januar 2005, einen
entsprechenden Antrag vorgelegt. Ich freue mich, dass
unsere Position im Zuge des Lissabon-Vertrages eine
Mehrheit in diesem Hause gefunden hat.

Nicht ganz zustimmen kann ich der Kritik, die hier
vor allem vonseiten der SPD geäußert worden ist, dass
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man schneller hätte beraten müssen. Die Kommission
hat ihre Stellungnahme, mit der sie die Aufnahme von
Verhandlungen empfiehlt, am 24. Februar vorgelegt. Ge-
rade einmal zwei Monate später verabschieden wir im
Bundestag eine substanziierte Stellungnahme, mit der
wir der Aufnahme von Verhandlungen zustimmen. Was
wollen Sie eigentlich mehr? Entweder will man schnelle
Entscheidungen, dann darf man im Zweifel die Abge-
ordneten nicht fragen; oder man will parlamentarische
Mitwirkung, dann muss man dafür auch Zeit einräumen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sind der Meinung: Parlamentarische Beratung
braucht Zeit; Demokratie insgesamt braucht Zeit. Auch
ein Europa der Bürger braucht Zeit. Wir nehmen uns
diese Zeit. Das ist richtig so.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe
den Eindruck, dass auch die isländische Bevölkerung
durchaus Zeit braucht für diesen Verhandlungsprozess.
Es gibt dort zwar eine Mehrheit für die Einführung des
Euro. Aber 70 Prozent der Bevölkerung lehnen derzeit
einen Beitritt zur Europäischen Union ab. Es hat sich in
den letzten Monaten in Island erst noch herumsprechen
müssen, dass man nicht Ja zum Euro, aber Nein zur
Europäischen Union sagen kann. Es zeigt sich, dass in
Island unter dem Eindruck der Finanzkrise und eines
wachsenden Haushaltsdefizits sowie angesichts von
Bankeninsolvenzen kurzfristig die Überzeugung entstan-
den ist, man könne sich mit dem Euro stabiler aufstellen.
Dies zeigt auch der Blick nach Irland, das als Mitglied
der Euro-Zone deutlich besser aus der Wirtschafts- und
Finanzkrise herausgekommen ist. Der Beitritt selbst er-
fordert natürlich eine langfristige Bindung an die Euro-
päische Union. Da sind einige Fragen neu zu beantwor-
ten.

Gleichwohl gilt: Island ist seit Jahrzehnten auf das
Engste mit der Europäischen Union verbunden. Wir un-
terstützen das Ziel einer EU-Mitgliedschaft Islands. Die
politischen Kriterien sind zweifellos erfüllt. Island ist
eine der ältesten Demokratien der Welt. Fragen nach
Rechtsstaatlichkeit oder Menschenrechten stellen sich
nicht. Auch der gemeinschaftliche Besitzstand ist in wei-
ten Teilen bereits übernommen. Island gehört nach dem
Beitritt im Jahr 1970 der Europäischen Freihandelszone
seit nunmehr 40 Jahren an. Island ist Gründungsmitglied
des Europäischen Wirtschaftsraumes, der 1994 geschaf-
fen wurde. Auch die Zusammenarbeit von Polizei und
Justiz funktioniert seit vielen Jahren völlig reibungslos.
Viele Fragen, die Gegenstand der Verhandlungen sein
werden, werden sich also sehr schnell beantworten las-
sen.

Island ist ohne Zweifel eine funktionierende Markt-
wirtschaft. Aber wie wir in unserem Koalitionsantrag
ganz bewusst formulieren: Vor der Bankenkrise hatte Is-
land die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den
Marktkräften im Europäischen Wirtschaftsraum standzu-
halten. Nach der Bankenkrise ist es erforderlich, dass die
Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften
standzuhalten, auch in Bezug auf die Europäische Union
als Ganzes möglich wird. Hier gibt es Defizite. Die
Staatsverschuldung ist im letzten Jahr auf 125 Prozent
gewaltig gestiegen. Das Haushaltsdefizit liegt derzeit bei
14,4 Prozent. Das bedeutet, dass Island gewaltige wirt-
schaftliche Anstrengungen vor sich hat. 

Es ist aber wichtig, darauf hinzuweisen, dass die Kri-
terien für die Konvergenz in der Euro-Zone nur dann re-
levant werden, wenn es um den Beitritt zur Euro-Zone
geht. Es sind keine expliziten Kriterien für die Auf-
nahme in die Europäische Union. Natürlich muss die of-
fene Frage, wie der Schaden der niederländischen und
der britischen Sparer reguliert wird, beantwortet werden.
Sehen Sie es mir nach, dass ich mir folgenden Kalauer
heute nicht verkneifen kann: Bislang haben die Geschä-
digten nur Asche bekommen; aber sie wollen natürlich
Kohle sehen. Wichtig ist allerdings, dass die wirtschaft-
lichen Kriterien erst zum Zeitpunkt des Beitritts erfüllt
sein müssen. Deswegen sind die noch offenen Fragen
kein Hindernis für die Aufnahme von Verhandlungen.
Im Gegenteil: Der Prozess der Beitrittsverhandlungen
kann zur wirtschaftlichen Stabilisierung Islands selbst
beitragen.

Die wichtigsten Fragen in diesem Beitrittsprozess
umfassen sicherlich die Fischereipolitik bis hin zum
Walfangverbot. Ich kann die Position Islands gut nach-
vollziehen, da es hier um erhebliche Kompetenzübertra-
gungen auf die Europäische Union in Bereichen geht,
die für Island von existenzieller Bedeutung sind.

Umso wichtiger ist es, deutlich zu machen, dass Be-
hörden der Europäischen Union in der Alltagspolitik
keine anonymen und autokratischen Entscheidungen
treffen. Hierfür muss aber im Alltagsgeschäft der Euro-
päischen Union Transparenz herrschen, Bürgernähe
praktiziert und das Prinzip der Subsidiarität ernst ge-
nommen werden. Ich meine, das würde es den Isländern
erleichtern, bei den schwierigen Themen „Fischerei“
und „Walfangverbot“ Zugeständnisse zu machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich halte es
für richtig, dass wir diese Debatte über die Aufnahme
von Verhandlungen mit Island über einen Beitritt zur Eu-
ropäischen Union zum Anlass nehmen, die Erweite-
rungsstrategie der Europäischen Union insgesamt auf
den Prüfstand zu stellen. Es ist hier schon angesprochen
worden: Es gab immer wieder politische Rabatte. Des-
wegen war es notwendig, in unserem Antrag darauf hin-
zuweisen, dass erst die Beitrittskriterien strikt erfüllt sein
müssen, bevor man über einen Beitrittstermin sprechen
kann. Es gibt insoweit keinen Automatismus.

Island selbst wird das Tempo der Verhandlungen be-
stimmen. Die Europäische Union wird die Fortschritte
bewerten. Ich stimme zu, Herr Kollege Link, dass wir
keine Koppelungsgeschäfte mit der Aufnahme Islands
verbinden dürfen. Wir müssen jeden Staat gesondert be-
handeln. Es ist eine Frage der Glaubwürdigkeit der Eu-
ropäischen Union, dass wir ein Kandidatenland nicht in
Haftung für die Erfüllung sonstiger Zwecke der Europäi-
schen Union, für die Vornahme bestimmter Vertragsän-
derungen oder für andere Kandidatenländer nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir unterstützen die Aufnahme von Verhandlungen.
Ich setze darauf, dass die Bundesregierung bereit ist,
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eine enge Abstimmung mit dem Deutschen Bundestag
über die Fortschritte und über den weiteren Zeitplan der
Verhandlungen zu pflegen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt

hat jetzt das Wort die Kollegin Veronika Bellmann von
der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Veronika Bellmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Aus Überlieferungen ist bekannt, dass die islän-
dische Hauptstadt Reykjavik übersetzt so viel wie „rau-
chende Bucht“ heißt und die Isländer ihre Vulkane als
„Eingänge zur Hölle“ bezeichnen. So weit muss man
nicht gehen; aber es sind in den letzten Tagen nun wirk-
lich viele mehr oder weniger gut gelungene Sprachbilder
in Bezug auf Island gebraucht worden.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit meinten Sie den Kollegen
Silberhorn!)

Es ist uns jedoch allen klar geworden, dass die Bezeich-
nung „Naturgewalten“ wohl ihre Berechtigung hat. Denn
die Natur hat europäisch, ja sogar global Gewalt ausge-
übt.

Eine ganz andere Form der Gewalt, nämlich die ge-
setzgeberische, ist das, was uns hier in unserem Hause be-
schäftigt und was auch Mittelpunkt der heutigen Debatte
ist. Der vorliegende Antrag der Koalitionsfraktionen
wurde von den Fraktionen und den Facharbeitsgruppen
sehr intensiv beraten und ist eine gute Arbeitsgrundlage.
Insofern brauchen wir uns gerade von Herrn Roth kein zu
geringes Engagement vorwerfen zu lassen.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das ehrt 
mich aber jetzt!)

Ganz im Gegenteil: Wir haben uns sehr zeitig und sehr
intensiv damit befasst.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Danke, Frau
Kollegin, für diese Bemerkung!)

– Ich lobe Sie gleich noch, Herr Roth. Also nehmen Sie
sich mal wieder zurück.

Aber auch die Anträge der anderen Fraktionen sind
von der gleichen Grundintention geprägt, nämlich sich
positiv in Richtung Island zu artikulieren. Deshalb habe
ich auch keine Zweifel, dass wir heute ein Einvernehmen
zur Aufnahme von Verhandlungen mit Island über den
Beitritt zur EU herstellen können. Damit hat die Bundes-
regierung rechtzeitig – ich betone: rechtzeitig – den not-
wendigen parlamentarischen Rückhalt, um im Europäi-
schen Rat ihre Zustimmung zu den Verhandlungen über
die Aufnahme Islands in die EU zu geben.
Insofern verstehe ich nicht, warum die Opposition in
den letzten Tagen und Wochen sozusagen im Galopp
durch diese Vorberatungen hindurch wollte. Für meine
Begriffe ist es besser, einen kleinen Schritt zu gehen und
voranzukommen, als durch zu große Schritte ins Stol-
pern zu geraten. Wir haben nun wirklich lange genug um
die Mitspracherechte in den Angelegenheiten der Euro-
päischen Union gerungen; meine Vorredner haben es
sehr oft betont. Jetzt haben wir sie, und wir wollen ver-
antwortlich damit umgehen, weil genau das für die Ak-
zeptanz europapolitischer Entscheidungen bei den Bür-
gern wichtig ist. Keiner, aber auch wirklich keiner hätte
etwas davon gehabt, wenn wir nur durch die Thematik
gehastet wären und irgendetwas erzwungen hätten.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Nach Hast 
sehen Sie ja nun gerade nicht aus!)

Ich bin davon überzeugt, dass es der Würde eines Bei-
trittslandes – sei es auch noch so klein – nicht gerecht
würde, wenn wir uns nicht ausreichend mit ihm befassen
würden. Zudem entspricht es nicht der Würde unseres
Hauses, die Ausschüsse, die noch Beratungsbedarf ha-
ben,

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welche Ausschüsse waren das denn?
Keiner hat was mitgeteilt!)

unter Druck zu setzen und ihnen zu sagen: Geht nicht!
Wir haben bis zum Fristablauf und zur Befassung des
Europäischen Rates zwar noch ausreichend Zeit, aber
wir wollen – vor wem auch immer – glänzen und müs-
sen dafür eure parlamentarischen Rechte leider ein we-
nig einschränken.

Diese Hast und auch diese in der Vergangenheit so oft
vorgetragene blinde Europa-Euphorie war gestern.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Ich sehe 
noch sehr gut!)

Heute sind gerade bei geplanten Beitritten Realitätssinn
und ein ganzes Stück Entschleunigung gefragt. Übereilte
Zusagen entziehen den Verhandlungspartnern nur Si-
cherheit. Für ein kleines beitrittswilliges Land bedeutet
es Sicherheit, wenn es auf Grundlage eines einstimmi-
gen Ratsbeschlusses, der auf stabilen Fundamenten ent-
sprechender Beschlüsse in den Nationalstaaten steht, auf
gleicher Augenhöhe mit der großen EU über den Beitritt
verhandelt. Zu dieser sehr ehrlichen und offenen Aus-
sage habe ich bei unseren Gesprächen in Island absolut
keinen Widerspruch gehört.

Island kann Europa bereichern, Europa kann Island
bereichern. Das Land gilt als sehr umweltfreundlich. Wir
können gerade im Hinblick auf erneuerbare Energien,
eine moderne Fischereipolitik und nachhaltiges Wirt-
schaften unheimlich viel von ihm lernen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das ist richtig! Da können
wir viel lernen!)

Island ist bereits heute weitgehend in den Wirtschafts-
und Rechtsraum der EU integriert. Das Land gehört zum
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Anwendungsbereich des Schengener Abkommens und
nimmt am EU-Binnenmarkt teil. Rechtsstaatlichkeit und
Marktwirtschaft sind gesetzt, ebenso die Achtung der
Menschenrechte. Herr Thönnes hat es schon angespro-
chen: Wenn man sich ein wenig mit der Geschichte Is-
lands beschäftigt, dann erfährt man, dass dort bereits seit
dem Jahr 930 Parlamente gewählt wurden. Damit hat das
Land eine sehr tief verwurzelte demokratische Tradition.

Wir trauen diesem Land auch zu – das verlangen wir
auch, wenn es zum Beitritt kommt –, dass es die Ziele und
Verpflichtungen der politischen Union, also den gemein-
schaftlichen Besitzstand, übernimmt. Deshalb sind An-
passungen in den Bereichen Fischerei, kommerzieller
Walfang – darüber wurde schon viel gesprochen –, Land-
wirtschaft, Regionalpolitik, Kapitalverkehr und Finanz-
dienstleistungen notwendig. Damit werden die Kopenha-
gener Kriterien erfüllt; so sieht es zumindest die
Kommission. Auf die Konvergenzkriterien trifft das al-
lerdings nicht zu – Herr Silberhorn hat es schon angespro-
chen –: Mit einer Schuldenstandsquote von 125 Prozent
und einem Haushaltsdefizit von 14,4 Prozent ist das Land
weit vom Euro-Raum entfernt.

Deutschland hat den Ausbau der Beziehungen zwi-
schen Island und der EU bis hin zu einer Vollmitglied-
schaft immer begrüßt, nur waren die Isländer bisher sehr
zurückhaltend. Diese Zurückhaltung löste sich erst mit
Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise, die Island in
ziemliche Turbulenzen gestürzt hat. Lieber gestern als
heute wäre man dem Euro-Raum beigetreten und erst
dann der EU. Als klar wurde, dass der Mechanismus ge-
nau andersherum verläuft – erst der Beitritt zur EU, dann
zur Währungsunion –, dass für Island im Beitrittsprozess
trotz Krise dieselben Kriterien, Bedingungen und Ver-
fahren wie für jeden anderen beitrittswilligen Staat gel-
ten, dass es keinen Beitrittsautomatismus geben würde,
ebbte die Euphorie erheblich ab. Hinzu kamen schwie-
rige Verhandlungen über Rückzahlungsforderungen Groß-
britanniens und der Niederlande; dabei ging es um
Schulden der isländischen Direktbank Icesave bei diesen
Ländern in Höhe von immerhin 3,9 Milliarden Euro.

Die Isländer sind beim Thema EU-Beitritt zwischen
Pro und Kontra hin und her gerissen. Deshalb kommt es
nicht nur auf die Verhandlungsweise der EU an, sondern
auch darauf, ob und wie gut der isländischen Regierung
die Argumentation für einen EU-Beitritt in der Öffent-
lichkeit gelingt. Ich denke, dass die isländische Minister-
präsidentin nicht unbedingt schlagende Argumente an-
wendet, wenn sie auf solche Darstellungen wie auf
einem Wandteppich im Kabinettssaal der isländischen
Regierung zurückgreift: Hier hat sie einen Knüppel in
der Hand und drischt dem Finanzminister – ich glaube,
er ist von den Grünen – so lange auf den Kopf ein, bis
sich bei ihm zwölf Europasterne um den Kopf drehen.

(Franz Thönnes [SPD]: So ähnlich wie hier in 
der Koalition!)

Die Isländer werden in ein paar Jahren nach Ablauf
der Verhandlungen in einem Referendum beweisen kön-
nen, wie sie den EU-Beitritt sehen. Dann werden wir se-
hen, ob wir mit der heutigen Einvernehmenserklärung
hinsichtlich der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
die Grundlage für einen gemeinsamen europäischen
Weg gelegt haben oder ob das alles – jetzt nutze ich doch
ein Sprachbild mit dem Vulkan – ein Tanz auf dem Vul-
kan gewesen ist. Ich hoffe es nicht. Ich hoffe vielmehr,
dass die Isländer auch hier neue Wege gehen und an ihre
wichtigste Industrie denken, an die Fischereiindustrie.
Denn die Fischer – so sagt ein altes Sprichwort – suchen
ihre Fische dort, wo sie sind, und nehmen jeden Tag ei-
nen neuen Weg, um sie ausfindig zu machen. So kann es
sein, dass der Weg von gestern nicht der Weg zu den Fi-
schen von heute ist.

Jeden Tag einen neuen Weg gehen und Mut zum Bei-
tritt – das wünsche ich den Isländern und auch uns.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das waren
aber mehr als sieben Minuten!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für die Angelegenheiten der Europäischen
Union auf Drucksache 17/1464.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung die Annahme des Antrags der Frak-
tionen von CDU/CSU und FDP auf Drucksache 17/1190
mit dem Titel „Einvernehmensherstellung von Bundestag
und Bundesregierung zum Beitrittsantrag der Republik
Island zur Europäischen Union und zur Empfehlung der
EU-Kommission vom 24. Februar 2010 zur Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltun-
gen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen bei Gegenstimmen der Fraktion Die
Linke und Enthaltung der SPD-Fraktion und der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen angenommen.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Be-
schlussempfehlung die Ablehnung des Entschließungs-
antrages der Fraktion der SPD auf Drucksache 17/1191
zu der Abgabe einer Regierungserklärung durch die Bun-
deskanzlerin zum Europäischen Rat am 25./26. März
2010 in Brüssel. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion Die Linke bei Gegenstimmen
der SPD-Fraktion und Enthaltung von Bündnis 90/Die
Grünen angenommen.

Unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der
Fraktion Die Linke auf Drucksache 17/1059 mit dem Ti-
tel „Verhandlungen über die Aufnahme Islands in die
Europäische Union eröffnen“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? –
Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion Die
Linke bei Enthaltung von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen.
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Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe d
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Ent-
schließungsantrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 17/1172 zu der bereits genannten
Regierungserklärung. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Die
Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion Die Linke bei Gegen-
stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Ent-
haltung der SPD-Fraktion angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchsta-
be e seiner Beschlussempfehlung, den Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 17/260 mit
dem Titel „Rechte des Bundestags nach den Begleitge-
setzen zum Vertrag von Lissabon wahren – hier: Einver-
nehmen mit dem Bundestag vor der Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen mit Island herstellen“ für erledigt zu
erklären. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? –
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Die Beschlussemp-
fehlung ist einstimmig angenommen worden.
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